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Stadtplanungsamt

Einleitungsbeschluss zum Beginn des Aufhebungsverfahrens
Der Stadtrat der Stadt Kempten (Allgäu) hat in seiner Sitzung am 26.02.2026 die Einleitung des
Aufhebungsverfahrens zum Bebauungsplan "Südlich Steinbichl" beschlossen. Der Einleitungsbeschluss wurde
am 06.03.2026 ortsüblich bekannt gemacht.

Öffentliche Auslegung
Der Entwurf der Aufhebungssatzung in der Fassung vom 16.06.2026 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2
und § 4a Abs. 4 BauGB in der Zeit vom 08.07.2026 bis 07.08.2026 öffentlich ausgelegt.

Zu dem Entwurf der Aufhebungssatzung in der Fassung vom 16.06.2026 wurden die Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 und § 4a Abs. 4 BauGB in der Zeit  vom 08.07.2026 bis 07.08.2026
beteiligt.

Satzungsbeschluss
Der Stadtrat der Stadt Kempten (Allgäu) hat in seiner Sitzung vom 24.09.2026 die Aufhebungssatzung zum
Bebauungsplan in der Fassung vom 22.09.2026 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Stadt Kempten (Allgäu), 28.09.2026

Christian Schoch
Oberbürgermeister

Ausfertigung
Stadt Kempten (Allgäu), 28.09.2026

Christian Schoch
Oberbürgermeister

Bekanntmachung - Inkrafttreten
Der Satzungsbeschluss wurde im Amtsblatt am ................ gemäß § 10 Abs. 3  Satz 1 BauGB ortsüblich bekannt
gemacht.
Die Aufhebungssatzung zum Bebauungsplan "Südlich Steinbichl" ist damit in Kraft getreten.

Stadt Kempten (Allgäu),

Christian Schoch
Oberbürgermeister
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1 Ermächtigungsgrundlage 

Die Stadt Kempten (Allgäu) erlässt aufgrund des § 2 Abs. 1 Satz 1 und des  

§ 10 des Baugesetzbuches die Aufhebungssatzung für den Bebauungsplan „Steinbichl-Süd“ 

einschließlich seiner 1. Änderung, 2. Änderung und 3. Änderung im Bereich zwischen 

Steinbichlweg, Friedrich-Ebert-Straße, Bergstraße und Ludwigstraße als Satzung. 

 

Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634). Zuletzt geändert 

durch Art. 8 Abs. 2 G zur Änd. des GebäudeenergieG, zur Änd. des Gebäude-

Elektromobilitätsinfrastruktur-G und zur Änd. weiterer Vorschriften im Wärmebereich vom 

23.7.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 226). 

 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786). Zuletzt geändert 

durch Art. 2 G zur Stärkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und zur Änderung weiterer 

Vorschriften vom 3.7.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

 

Planzeichenverordnung (PlanZV) 

Vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58). Zuletzt geändert durch Art. 6 G zur Umsetzung von 

Vorgaben der RL (EU) 2023/2413 für Zulassungsverfahren nach dem BImSchG und dem WHG 

sowie für Planverfahren nach dem BauGB und dem ROG, zur Änd. des WaStrG und zur Änderung 

des WindBG vom 12.8.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189). 

 

Bayerische Bauordnung (BayBO) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588) BayRS 2132-1-B. In der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt 

durch § 2 des Gesetzes vom 23. April 2026 (GVBl. S. 190) geändert worden ist. 

 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

Vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542). Zuletzt geändert durch Art. 10 Infrastruktur-ZukunftsG vom 

22.7.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 224). 

 

Bundes- Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123). Zuletzt 

geändert durch Art. 3 G zur Förderung und Modernisierung des Anwaltsnotariats, zur Änd. des 

Bundes-ImmissionsschutzG, zur Digitalisierung des Führungszeugnisses und zur Verlängerung der 

Antragsfrist für Anträge auf Entschädigung wegen dienstrechtlicher Benachteiligung vom 

18.6.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183). 
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2 Regelungsinhalt der Satzung 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der Aufhebungssatzung ergibt sich aus der Planzeichnung und 

umfasst ca. 22.362 m². 

 

§ 2 Bestandteile der Satzung 

Die Aufhebungssatzung besteht aus der Planzeichnung mit Planzeichenerklärung, den 

Verfahrensvermerken sowie den textlichen Festsetzungen in der Fassung vom 22.09.2026. Der 

Aufhebungssatzung wird die Begründung vom 22.09.2026 hinzugefügt ohne dessen Bestandteil 

zu sein.  

 

§ 3 Inkrafttreten der Satzung 

Die Aufhebungssatzung tritt gemäß § 10 BauGB mit dem Tag der ortsüblichen Bekanntmachung 

des Aufhebungssatzungsbeschlusses in Kraft. Mit Inkrafttreten der Aufhebungssatzung für den 

Bebauungsplan „Steinbichl-Süd“ werden folgende Bebauungspläne vollständig aufgehoben: 

 

BP-Nr. Bezeichnung Datum der 

Rechtskraft 

132 Steinbichl-Süd 11.09.1965 

132-1 1. Änderung des Bebauungsplans 

Steinbichl-Süd 

02.04.1968 

132-2 2. Änderung des Bebauungsplans 

Steinbichl-Süd 

12.10.1990 

132-3 3. Änderung des Bebauungsplans 

Steinbichl-Süd 

20.05.1994 

 

 

§ 4 Änderung oder Berichtigung des Flächennutzungsplans 

Im Flächennutzungsplan ist der Geltungsbereich als Wohnbaufläche und als Flächen für 

Gemeinbedarf dargestellt. Nach der Aufhebung stimmt diese Darstellung mit den faktisch 

vorliegenden Nutzungen überein. Eine Änderung oder Berichtigung des Flächennutzungsplans ist 

somit nicht erforderlich. 

 

3 Hinweise, nachrichtliche Übernahmen, Kennzeichnungen 

Regelwerke 

Die im Bebauungsplan erwähnten Regelwerke wie DIN, Stellplatzsatzung der Stadt Kempten 

(Allgäu), etc. können im Stadtplanungsamt im städtischen Verwaltungsgebäude Kronenstraße 8 

während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 

 

Sanierungsgebiete 

Die zur Grundschule gehörenden Flurstücke 2025/11 und 2026/7 sind Teil des Sanierungsgebiets 

„Soziale Stadt Sankt Mang“. 
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1 Begründung  

1.1 Planungsrechtliche Voraussetzungen 

FNP / LP 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan vom 25.06.2026 ist der 

nördliche Teil des Plangebietes als Wohnbaufläche und der südliche Teil als Fläche für den 

Gemeinbedarf dargestellt. Nach dem Aufhebungsverfahren entspricht die künftige zulässige Art der 

baulichen Nutzung weiterhin der Darstellung des Flächennutzungsplans. 

 

 
 

1.2 Plangebiet 

Lage / Größe 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans „Südlich-Steinbichl“ umfasst eine Gesamtfläche von ca. 

22.362 m². 

Im Geltungsbereich befinden sich die Flurstücke 2024/6, 2024/7, 2024/8, 2024/9, 2024/10, 2024/11, 

2024/12, 2024/13, 2024/14, 2024/15, 2024/16, 2024/17, 2024/18, 2024/19, 2024/20, 2024/21, 

2024/22, 2024/23, 2024/25, 2024/26, 2024/27, 2024/28, 2025/11, 2026/7 und 2027/51 Gemarkung 

Sankt Mang.  

Das Gebiet befindet sich im Süden der Stadt Kempten im Ortsteil Sankt Mang, zwischen Ludwigstraße 

und Friedrich-Ebert-Straße. Im Norden des Gebiets grenzt Wohnbebauung und eine Anlage für 
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kirchliche Zwecke an. Im Westen befindet sich größtenteils Wohnbebauung mit 

wohngebietsverträglichem Ge-werbe. Im Osten grenzt jenseits der Friedrich-Ebert-Straße 

gewerbliche bzw. gemischte Bebauung an. Im Süden befindet sich eine Schule und Wohnbebauung 

mit gelegentlichem wohngebietsverträglichem Gewerbe. 

 

1.3 Städtebauliche Ziele sowie Zweck und Auswirkungen 

Siedlungsentwicklung 

Das Gebiet wurde erstmalig 1965 durch den Bebauungsplan „Im Steinbichl-Süd“ überplant. Die 

Änderungen 1-3 des Bebauungsplans erfolgten 1968, 1990 und 1994. Die Straßen Im Steinbichl und 

Gebhartstraße wurden erst ab dem Jahr 1980 bebaut. Der Steinbichlweg verband damals die 

Ludwigstraße mit dem östlich der Bahnlinie gelegenen Elektroschmelzwerk Kempten (heute 3M 

Technical Ceramics). 2015 wurde die südlich der Gebhartstraße gelegene Grundschule Kottern/Eich 

erweitert und ragt nun teilweise in den Geltungsbereich hinein. Ansonsten gab es von 1980 bis heute 

nur geringfügige städte-bauliche Änderungen. 

Das Innenentwicklungskonzept der Stadt Kempten beschreibt den Bereich als kleinteilige Mischung 

städtebaulicher Strukturen mit Wohnen und kleinteiligen Gewerbe. Laut Innenentwicklungskonzept 

besteht ein Leerstandrisiko durch den bevorstehenden Generationenwechsel. 

Bestehende Bebauungspläne 

 
Im Bebauungsplan „Südlich Steinbichl“ und seinen drei Änderungen bleibt es unklar, ob die 

Änderungen den Ursprungsplan ergänzen oder ersetzen. Die geringe Anzahl neuer bzw. geänderter 

Festsetzungen und das teilweise Fehlen von Textteilen bzw. Planzeichnungen deuten auf BP-

Ergänzungen hin. Der Be-bauungsplan und seine Änderungen setzen die Privatgrundstücke als 

Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO fest. Darüber hinaus werden öffentliche Verkehrsflächen und 

öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung Spielplatz bzw. Ballspielplatz festgesetzt. Als Maß 

der baulichen Nutzung wird eine maximale Anzahl von 1-2 Vollgeschossen („e“ bzw. „e+1“) und eine 

maximale Ge-schossflächenzahl (GFZ) von 0,6 festgesetzt. Darüber hinaus gilt eine offene Bauweise, 

Baugrenzen und eine Mindestgröße der Baugrundstücke von 700 m². 
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1. Änderung 

 

 
 

Für die erste Änderung von 1968 gilt weiterhin die Satzung der Ursprungsfassung. Die geänderte 

Planzeichnung setzt bei den Flurstücken 2024/18 bis 2024/22 und 2024/25 bis 2024/27 eine 

Verbreiterung der Baugrenzen von  

15 m auf 19 m und auf Flurstück 2024/17 eine Erhöhung der maximal zulässigen Vollgeschosse auf 2 

(e+1) fest. 

 

2. Änderung 

 

 
 

Die zweite Änderung von 1990 erweitert den Geltungsbereich um die Flurstücke 2025/11 und 2026/7 

und setzt diese als öffentliche Grünfläche (Zweckbestimmung Ballspielplatz) fest. Außerdem werden 

die bereits in der Ursprungsfassung als öffentliche Grünfläche/Spielplatz festgesetzten Flurstücksteile 

2024/7, zu Gunsten von Park-/Rangierfläche, geringfügig angeglichen. Als örtliche Bauvorschrift 

werden die maximale Breite von Dachgauben, sowie ein Mindestabstand dieser untereinander und 
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zur giebelseitigen Außenwand von 1,50 m festgesetzt. Die Festsetzung als Mischgebiet wird aus der 

ursprünglichen Satzung in die neue Planzeichnung überführt. Die mutmaßlich weiterhin geltenden 

Baugrenzen und die maximale Geschossigkeit werden allerdings nicht dargestellt. Dieser Umstand 

erschwert die Nachvollziehbarkeit und Lesbarkeit des geltenden Baurechts.  

 

3. Änderung 

 

 
 

Die dritte Änderung von 1994 hebt § 6 Absatz 3 des Ursprungsplanes und § 4 der zweiten Änderung 

(Kniestöcke, Dachform, Dachgauben) ersatzlos auf. Die Planzeichnung ist nahezu identisch zur 

zweiten Änderung, wobei die Festsetzung als Mischgebiet nicht dargestellt wird. Der Beginn der 

Rechtskraft der zweiten Änderung wird hier irrtümlich mit dem Datum 21.11.1988 (richtig 12.10.1990) 

angegeben. 

 

Gründe der Bebauungsplanaufhebung  

Der Bebauungsplan „Südlich Steinbichl“ ist über 60 Jahre alt. Seine Änderungen erfolgten vor 58, 36 

und 32 Jahren. Die Angaben und Darstellungen bestimmter Festsetzungen sind teilweise 

missverständlich bzw. inkonsequent, was das Verständnis der Bebauungspläne wesentlich erschwert 

(siehe Punkt Bestehende Bebauungspläne). Zum Beispiel bleibt unklar, ob die BP-Änderungen den 

Ursprungsplan ergänzen oder ersetzen. Hinzu kommen nach heutigem Rechtsstand rechtlich 

problematische Festsetzungen, beispielsweise zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung („e+1“). 

Diese stellen die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans in Frage.  

In den vorderen Grundstücksteilen werden die Gebäude teilweise auf 1 Vollgeschoß und die 

Geschossflächenzahl auf 0,6 beschränkt.  Dieses festgesetzte Maß der baulichen Nutzung entspricht 

nicht mehr den Erfordernissen moderner Stadtentwicklung und flächensparendem Bauen. Die 

festgesetzte Mindestgröße von Grundstücken auf 700 m² ist ebenfalls nicht mehr zeitgemäß. Vor dem 

Hintergrund einer wünschenswerten städtebaulichen Nachverdichtung im Stadtteil Sankt Mang 

widersprechen diese Festsetzungen den aktuellen städtischen Planungszielen und dem 

Innenentwicklungskonzept. Darüber hinaus ist ein Generationenwechsel innerhalb der Wohngebiete 

zu erwarten. Werden die Häuser vererbt oder verkauft, ist mit einem Umbau, Neubau, Dachausbau 
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oder Anbau zu rechnen, welche eine Abweichung oder Befreiung der geltenden Festsetzungen 

notwendig machen. 

 

Städtebauliche Zielsetzungen des Aufhebungsverfahrens  

Mit dem Aufhebungsverfahren werden als Maßnahme der Innentwicklung ins-besondere folgende 

städtebauliche Ziele angestrebt: 

• Nutzung des vorhandenen Nachverdichtungspotentials durch Vereinfachung und 

Liberalisierung der aktuell unklaren bzw. unpassenden planungsrechtlichen Vorgaben. 

Behutsame Aufstockung bisher niedriger Gebäude oder Gebäudeteile. 

• Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau der bestehenden 

Strukturen hin zu sozial stabilen und mit den bestehenden Nutzungen verträglichen 

Wohnnutzungen. 

• Schaffung der Grundlage für kostensparendes Bauen sowie die Schaffung von zusätzlichem 

Wohnraum im Hinblick auf die Bevölkerungsentwicklung. 

• Minderung des durch den bevorstehenden Generationenwechsel ausgelösten 

Leerstandsrisikos. 

 

Künftige planungsrechtliche Situation im Stadtteilbereich  

Durch das Aufhebungsverfahren wird das kleine, bisher als Mischgebiet festgesetzte Quartier künftig 

vollständig dem Innenbereich nach § 34 BauGB zugeordnet. Im Plangebiet wurden in all den Jahren 

nur sehr wenige gewerbliche Nutzungen genehmigt: Schreinerei (Im Steinbichl 2) untergeordnetes 

Büro (Im Steinbichl 3) Lagerhalle und Büro (Im Steinbichl 6) und LKW-Garage (Im Steinbichl 8). Einige 

dieser gewerblichen Nutzungen wurden jedoch im Laufe der Zeit, ohne Genehmigung, zu Wohnen 

umgenutzt. Zusätzlich bestehen im Plangebiet sehr vereinzelt weitere untergeordnete, gewerbliche 

Nutzungen bzw. Handwerksbetriebe. Die faktisch existierende Bebauung bzw. ihre Nut-zungen sind 

heute am Ehesten einem Allgemeinen Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO zuzuordnen. 

Im Hinblick auf das zulässige Maß der baulichen Nutzung, die Bauweise und die überbaubaren 

Grundstücksflächen schafft die Aufhebung in der Regel eine deutlich größere Flexibilität. Die 

Aufhebung der festgesetzten örtlichen Bau-vorschriften ermöglicht in Verbindung mit den 

genannten Festsetzungen flexiblere Lösungen im Dachgeschossausbau. 

Verfahrensart  

Für die Aufhebung kann das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB an-gewendet werden. Dieses 

kann bei Wiedernutzbarmachung von Flächen, bei Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der 

Innenentwicklung angewendet werden. § 13a BauGB kann u. a. dann angewendet werden, wenn im 

Geltungsbereich eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung 

von insgesamt weniger als 20 000 Quadratmetern überplant wird. Im Geltungsbereich der Aufhebung 

befinden sich insgesamt ca. 14.120 m² solcher zulässigen Grundflächen.  

Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch die Aufhebung die Zulässigkeit von 

Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

unterliegen. Das beschleunigte Ver-fahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine 

Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter oder 

dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen 

von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bun-des-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Diese gemäß § 13a BauGB ausschließenden Punkte treffen im vorliegenden Verfahren nicht zu. Die 

Voraussetzungen zur Anwendung des § 13a BauGB sind demnach erfüllt.  

Im beschleunigten Verfahren kann von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Absatz 

1 und § 4 Absatz 1 abgesehen werden. Außerdem wird von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4, 
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von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 4, welche Arten 

umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach 

§ 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 abgesehen. 

 

1.4 Berücksichtigung der Belange des Klimaschutzes 

Mit der Einführung des Gesetzes zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten 

und Gemeinden“ (BauGB-Klimaschutznovelle) am 30.07.2011 sind die Belange des Klimaschutzes 

bereits im Zuge der Bauleit-planung besonders zu beachten. 
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Durch den Wegfall der bauleitplanerischen Festsetzungen verursachte negative Klimafolgen sind 

nicht zu erwarten. 
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1.5 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung / Grünordnung 

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und Umweltprüfung 

Das Bebauungsplanverfahren wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB durchgeführt. 

Im beschleunigten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4, von dem Umweltbericht 

nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 4, welche Arten umweltbezogener Informationen 

verfügbar sind abgesehen. Eine formale Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich erfolgt deshalb nicht. 

Grünordnung 

Das Bebauungsplanaufhebungsverfahren umfasst einen vollständig aufgesiedelten Quartiersbereich 

in einer Innenbereichslage nach § 34 BauGB. Außen-bereiche die nach § 35 BauGB zu beurteilen 

wären, sind nicht vorhanden. Die als Grünflächen (Spielplätze) festgesetzten Flurstückteile Nr. 2024/7, 

2025/11 und 2026/7 beinhalten keine grünordnerischen Festsetzungen. Durch das 

Aufhebungsverfahren kommt es daher zu keiner Änderung der Grünordnung. 

2 Anlagen 

Anlage1: Übersichtsplan vom 22.09.2026 
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